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A. Problem 

Die EWG-Sozialvorsdiriften enthalten in ihrer jetzt gültigen 
Fassung nur Regelungen über höchstzulässige Lenkzeiten und 
über Mindestruhezeiten. 


B. Lösung 

Es sollen nunmehr auch einheitliche Regelungen über Schicht- 
zeiten, Ruhepausen, zusätzliche wöchentliche Ruhezeiten und 
Mindesturlaub eingeführt werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Ollesch 


Die oben angegebene Vorlage wurde mit Schrei- 
ben des Präsidenten des Deutschen Bundestages 
vom 8. Februar 1973 dem Ausschuß für Verkehr 
federführend und dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung zur Mitberatung überwiesen. Der 
Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sit- 
zungen am 21. Februar und 21. März 1973 behandelt. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
vom 25. März 1969 über die Harmonisierung be- 
stimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr wur- 
den in einer ersten Stufe zunächst die besonders 
dringenden Fragen der Zusammensetzung des Fahr- 
personals, die Lenkzeiten und die täglichen Ruhe- 
zeiten geregelt und für den EWG-Bereich verein- 
heitlicht. Ziel des vorliegenden Entwurfes ist es, 
nunmehr auch folgende Punkte im gewerblichen 
Straßenverkehr zu harmonisieren: 

— Maximale Schichtzeiten 

— Mindestruhepausen 

— Wöcdientliche Ruhezeiten 

— Mindesturlaub 

— Prämienverbot für zurückgelegte Strecken und 
beförderte Gütermengen, 

Der Verkehrsausschuß begrüßt grundsätzlich diese 
Bestrebungen, im Interesse der Verkehrssicherheit 
und des Arbeitsschutzes die Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr weiter zu harmonisieren. Er hat 
allerdings festgestellt, daß die schon in Kraft ge- 
tretenen Bestimmungen über Lenkzeiten und Ruhe- 
zeiten in den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten nicht 
einheitlich durchgeführt und kontrolliert werden. 
Zur Zeit findet eine solche Kontrolle im wesent- 
lichen nur im Bundesgebiet statt. Dadurch wird das 
erstrebte Ziel einer Erhöhung der Verkehrssicher- 


heit und einer Harmonisierung der Arbeitsbedin- 
gungen nur mangelhaft erreicht; außerdem führt die 
unterschiedliche Anwendung dieser Vorschriften in 
den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten zu Wettbe- 
werbsverzerrungen besonders im grenzüberschrei- 
tenden Güterkraftverkehr. Der Ausschuß vertritt da- 
her die Auffassung, daß der vorliegende Vorschlag 
— nach weiterer Verbesserung — erst dann in Kraft 
gesetzt werden sollte, wenn eine Gewähr für ein- 
heitliche Durchführung und Kontrolle der gesamten 
Sozialvorschriften im EWG-Bereich besteht. 

Allerdings sollten die gegenwärtig laufenden Ver- 
handlungen in Brüssel mit dem Ziel einer weiteren 
Verbesserung des Richtlinienentwurfs ohne Unter- 
brechung mit Nachdruck fortgeführt werden. Mate- 
riell hält es der Ausschuß insbesondere für wün- 
schenswert, daß im Interesse der Verkehrssicherheit 
die neuen Vorschriften über Schichtzeiten, Ruhe- 
pausen und wöchentliche Ruhezeiten auch für Selb- 
ständige und nicht nur für Kraftfahrer im Arbeits- 
verhältnis gelten. Es besteht ferner kein Anlaß, bei 
der Beschränkung der Schichtzeiten in erheblichem 
Maße von der deutschen Regelung abzuweichen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
im Wege der Mitberatung die Harmonisierung der 
Arbeitsschutzvorschriften im Straßenverkehr grund- 
sätzlich begrüßt. Er hat sich jedoch dagegen ge- 
wandt, die weitere Behandlung der neuen Vorschrif- 
ten in Brüssel von der Durchführung und der Kon- 
trolle der schon in Kraft getretenen EWG- Verord- 
nung Nr. 543/69 abhängig zu machen. Diesem Peti- 
tum wurde in der vorgeschlagenen Entschließung 
insoweit Rechnung getragen, daß die Beratungen 
in Brüssel fortgeführt werden sollen; für das In- 
krafttreten soll jedoch an der Voraussetzung der 
einheitlichen Kontrolle und Durchsetzung festgehal- 
ten werden. 


Bonn, den 21. März 1973 


Ollesch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Verordnungsentwurf in Drucksache VI/3761 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, 

a) daß die neu vorgesehenen Vorschriften über Schichtzeiten, Ruhepausen 
und zusätzliche wöchentliche Ruhezeiten auch für Selbständige und nicht 
nur für Kraftfahrer im Arbeits Verhältnis gelten; 

b) daß die erstrebte Beschränkung der Schichtzeiten nicht zu weit von der 
jetzt geltenden deutschen Regelung abweicht; 

c) daß die schon in Kraft getretene Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
vom 25. März 1969 über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften 
im Straßenverkehr in allen EWG-Mitgliedstaaten gleichermaßen durch- 
geführt und kontrolliert wird; erst wenn dies gewährleistet ist, sollte der 
oben angegebene Verordnungsvorschlag erneut geprüft und ggf. verwirk- 
licht werden. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Der Ausschuß für Verkehr 


Börner 

Vorsitzender 


Ollesch 

Berichterstatter 



